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1. Voraussetzungen 

1.1. Lage 

Die Risiko-Analyse der US-Firma Global Security vom Dezember 

2007 unterteilt Afghanistan wie folgt: 40% des Landes sind mit 

mittleren Risiken behaftet, 30% hoch und die restlichen 30% sehr 

hoch. Gebiete mit geringem oder gar keinem Risiko gibt es nicht mehr. 

2006 zählte die Nato offiziell 6.400 „Zwischenfälle“, gegliedert in 

Selbstmordattentate, Straßenbomben (IED) und direkte Gefechte. 

Mitte 2007 signalisierten Insider, dass 2007 mit mehr als einer 

Verdopplung zu rechnen sei, die dritte in Folge. Die offiziellen Zahlen 

lagen jedoch stets darunter. Demnach müsste spätestens im Jahr 2007 

die Nato begonnen haben, ihre offiziellen Zahlen grob nach unten zu 

fälschen. Die bereits seit Jahren groteske Propagandaschlacht um die 

Außendarstellung unseres Engagements am Hindukusch hat nun also 

eine neue Qualität: Es geht nur noch um das gezielte Belügen der 

Nato-Bevölkerungen. 

In meinem neuen Buch „Brandherd Pakistan“ (April 2008 bei 

Droemer & Knaur) beschreibe ich im Detail, wie der afghanische 

Widerstand in Pakistan unter US-Aufsicht von Geheimdiensten 

künstlich hochgepäppelt wird. Führende Taliban und andere haben in 

diesem System ihre Führungsoffiziere direkt im ISI und unterhalten 

sogar Liaison-Büros in Islamabad. Washingtons Ziel ist, den Nato-

Bevölkerungen dramatische Verhältnisse zu präsentieren, die weitere 

und dauerhafte Truppenentsendungen sowie Einschränken in 

Datenschutz und demokratischer Offenheit in den Entsendestaaten 

notwendig erscheinen lassen. 

 

Deutschland wie auch allen Verbündeten am Hindukusch bieten 

sich im Frühjahr 2008 zwei grundsätzlich unterschiedliche Alternativen, 

Politik am Hindukusch zu gestalten. Die erste lässt sich mit dem etwas 

herabsetzenden Stichwort „mehr vom Gleichen“ beschreiben. Ungefähr 

das ist das Ergebnis des Nato-Gipfels von Riga Ende November 2006. 
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Mehr vom Gleichen bedeutet: Etwas mehr Entwicklungshilfe, 

Deutschland zum Beispiel beschloss eine Aufstockung um 20 auf 100 

Millionen Euro für 2007 und will nach neuester Budgetlage für 2008 auf 

€ 120 Mio. erhöhen. Und es kommen mehr Truppen nach Afghanistan, 

evtl. auch für den Ersatz der Norweger, die ihre schnellen Eingreif-

Kontingente abziehen. Das bedeutet „mission creep“, die schleichende 

Ausweitung des deutschen Einsatzes, geht weiter. Termingerecht zur 

anstehenden Mandatsverlängerung im Herbst 2007 schrieb Markus 

Kaim von der Stiftung Wissenschaft und Politik,1 wie man sich vom 

unbeliebten OEF-Einsatz trennt: Man schiebt ihn samt den ebenfalls in 

der Bevölkerung nicht geschätzten Tornados in das ISAF-Mandat.  

Die Beschlusslage der Nato-Konferenz von Riga und die bloße 

Umettikettierung von Tornados und OEF erscheint dem Ernst der Lage 

nicht angemessen und bedeutet keine grundsätzliche Änderung der 

Politik sondern eine Nachjustierung. 

In ihrem neuesten Papier formulieren die SWP-Autoren Noetzel 

und Schreer2 positive Gesichtspunkte zu der jetzt abzuziehenden 

Schnellen Eingreiftruppe der Norweger in Nordafghanistan, die 

Deutschland nach ihrer Empfehlung in Kürze ersetzen soll. Jedoch führt 

ein erhöhtes oder intensiviertes Engagement lokal und kurzfristig fast 

immer zu kurzfristigen positiven Ergebnissen in den Kampfgebieten – 

um dann jedoch in einen Zustand erhöhter Unsicherheit überzugehen, 

der schlechter ist, als der vor der Erhöhung oder Intensivierung dieses 

Engagements – bei gestiegener Nachhaltigkeit der angerichteten 

Schäden. 

 

                                    
1 Kaim, Markus: „ISAF ausbauen – OEF beenden“, SWP-Aktuell 43, Stiftung 

Wissenschaft und Politik, Berlin, Juli 2007, http://www.swp-

berlin.org/de/produkte/swp_aktuell_detail.php?id=7883&PHPSESSID=035bed

e3939406c85d3ea7c3a9b3a9d7 
2 Noetzel, Timo und Schreer, Benjamin: “Strategien zur 

Aufstandsbekämpfung”, SWP-Aktuell 03, Stiftung Wissenschaft und Politik, 

Berlin, Januar 2008, http://www.swp-

berlin.org/de/common/get_document.php?asset_id=4635 
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Für viele Experten – aber auch für krisenerfahrene Politiker wie 

Richard Holbrooke3– ist jedoch deutlich sichtbar, dass ein 

grundsätzliches „weiter so“ zu einem bitteren Ende führen wird, ganz 

nach dem sowjetischem Vorbild von 1988 und nach dem britischen 

Vorbild aus dem vorletzten Jahrhundert. Auch der weltweit führende 

Afghanistan-Experte Barnett R. Rubin von der Columbia University in 

New York4 ruft dringlich nach einem dramatischen Wandel der 

Afghanistan-Politik. Angesichts dessen lässt sich ein wirklich neuer Weg 

in eine erfolgreichere Zukunft wie folgt umreißen: 

Strategische Planung für ein Konzept des geordneten, 

konstruktiven Disengagements mit nachhaltigem Frieden 

als Resultat und sofortigem Beginn der Umsetzung dieses 

Konzepts, testweise in einem Pilotprojekt. 

 

An diesem Punkt gilt es, klare Prämissen zu setzen: 

1. Wer jetzt dem sofortigen Abzug der Bundeswehr das Wort redet, 

will die Bundesrepublik in ihren beiden wichtigsten außenpolitischen 

Orientierungen beschädigen: Europa und Nato. Er beschädigt 

außerdem beide Bündnisse, die jahrzehntelang ihre 

Friedensfähigkeit bewiesen haben. Und er begibt sich ohne Not 

jeder Einflussmöglichkeit für gute und fundierte Aufbauleistungen in 

Afghanistan, die auch vom strategischen Ansatz und vom Umfang 

her diesen Namen verdienen. 

2. Wer andererseits jetzt immer noch nicht bereit ist, den gesamten 

Afghanistaneinsatz grundsätzlich und radikal neu zu denken, dessen 

Politik führt mittelfristig mit Sicherheit zum gleichen Ergebnis: Nato, 

Europa und vor allem Deutschland erleiden Schaden. 

                                    
3 AP: „Unpopularity of Karzai government threatens Afghanistan war effort, 

Holbrooke warns“, International Herald Tribune (IHT), 28.4.2007, 

http://www.iht.com/articles/ap/2007/04/28/europe/EU-GEN-Nato-

Afghanistan.php 
4 Rubin, Barnett R.: „Saving Afghanistan“, in: Foreign Affairs, Januar/Februar 

2007, http://www.foreignaffairs.org/20070101faessay86105/barnett-r-

rubin/saving-afghanistan.html 
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3. Wer schließlich bei einem solchen Neuansatz meint, er müsse von 

außen die afghanische Innenpolitik mitgestalten, begibt sich erneut 

auf den Weg in die Niederlage. Das britische Empire und die 

Sowjetunion sind diesen Weg bereits gegangen. 

4. Wer schließlich meint, wenn er schon nicht die afghanische 

Innenpolitik mitgestalten solle, dann benötige er in Zentralasien 

zumindest einen Brückenkopf, der möge rechtzeitig erwägen, dass 

dies langfristig nur mit Zustimmung des gesamten afghanischen 

Volkes und zusätzlich auch dessen wichtigster Nachbarn möglich ist. 

 

1.2. Neuer Ansatz: Stabilität durch ein starkes Zentrum in 

Zentralasien 

Als weitere Grundlage jenseits kurzfristiger nationaler und 

internationaler Interessen für eine langfristige, echte Lösung des 

Problems sei folgender Gedankengang empfohlen: Deutschland und 

Afghanistan nehmen in ihrer jeweiligen Region eine strategisch 

bedeutsame geographische Mittelposition ein. Deutschland ist nach 

zwei verlorenen Weltkriegen nicht nur wieder ein starkes Land 

geworden, sondern auch ein Stabilität und Verlässlichkeit 

ausstrahlender ruhiger Pol in seinem geographischen und politischen 

Umfeld. Afghanistan hingegen ist vor allem aus nationaler Schwäche in 

die Leidensgeschichte der letzten mehr als dreißig Jahre 

hineingetaumelt. Um Stabilität, Verlässlichkeit und Ruhe weit in die 

zentralasiatische Region hinein ausstrahlen zu lassen, könnte es 

geraten erscheinen, die eklatante nationale Schwäche Afghanistans 

nivellieren zu helfen: durch ein System grundsätzlicher Souveränität 

und Selbstbestimmung, internationaler Garantien und strategisch 

sinnvoller massiver Entwicklungshilfe, die die jetzigen Planungen 

zunächst mindestens verdreifacht. Damit könnte Vorsorge dagegen 

getroffen werden, dass künftig erneut die Begehrlichkeit fremder 

Nationen die gesamte Region destabilisiert, um Einfluss und Macht in 

Afghanistan zu gewinnen. 
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1.3. Rahmenbedingungen und Zeitdruck 

Der Trend und die Zeit in Afghanistan arbeiten nicht für die Nato, 

sondern für Asien und die gesamte Region rund um den Hindukusch. 

Der Widerstand profitiert davon, denn Russland und China investieren 

bereits und liefern ihm Waffen. Das heißt: Militärisch ist der Krieg 

schon allein aus diesem Grunde nicht mehr zu gewinnen. 

Folglich ist es unverzichtbar, so schnell wie möglich zu 

geordneten Verhältnissen zurückzukehren. Diese lassen sich nur 

gemeinsam mit dem Widerstand und allen anderen relevanten 

politischen Kräften in Afghanistan erreichen – und nur dann, wenn 

rechtzeitig gehandelt wird. Das heißt: innerhalb der kommenden fünf 

Monate, bis Mitte 2008. 

Die angestrebten geordneten Verhältnisse werden im Einklang 

mit den einschlägigen UN-Resolutionen, die den rechtlichen Rahmen 

für den Einsatz der Anti-Terror-Koalition bilden, wie folgt definiert: 

 

Friede im Innern und nach außen bei sicherem Exportstopp 

für terroristische Aktivitäten oder Akteure durch eine 

demokratisch legitimierte, souveräne, 

verantwortungsfähige und verantwortungsvolle Regierung. 

 

Aus der historischen Erfahrung und den gegenwärtigen Interessen- und 

Kräfteverhältnissen ergibt sich, dass zum Erreichen dieses Ziels 

folgende Grundbedingungen erfüllt sein müssen: 

 

1. Die Interventionsmächte verzichten auf hegemoniale, religiöse, 

soziale, wirtschaftliche und andere, durch obige Definition nicht 

gedeckte Zielvorgaben in Afghanistan. 

2. Alle politisch relevanten Gruppen in Afghanistan müssen in den 

künftigen politischen Prozess in Afghanistan eingebunden werden; 

es gibt kein Parteiverbot. 
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3. Das in der Vergangenheit mittelbar oder unmittelbar in Afghanistan 

aktive Ausland ist in Form eines Beratungsgremiums, ähnlich der 

Fünfergruppe für Bosnien, im Rahmen einer Konferenz einzubinden. 

Der wichtigste Unterschied zu bisherigen internationalen 

Steuergremien müsste jedoch dringend und zwangsläufig darin 

bestehen, dass es hier nicht um ein Austarieren von 

Einflusswünschen geht, sondern um deren vollständige 

Eliminierung. Dabei könnten die Erfahrungen der „6+2-Gespräche“ 

genutzt werden (siehe Kapitel 2). Zu den 6+3-Ländern der Region 

gehören: Iran, Pakistan, Saudi-Arabien, Turkmenistan, Uzbekistan, 

Tadschikistan. Die drei übrigen sind die USA, China und Russland. 

Die Teilnahme Saudi-Arabiens ergibt sich aus der Anwesenheit 

arabischer Kämpfer im Land und des großen Interesses in der 

arabischen Welt an Osama bin Laden. Innerhalb dieses Rahmens 

wird die künftige Nichteinmischungspolitik der beteiligten Mächte 

bindend und mit nachzuhaltender Sanktionsmöglichkeit vertraglich 

festgelegt. 

4. Für Afghanistan wird ein fünfjähriger, vertrauensbildender 

Friedensprozess aufgelegt, der „Disengagement Plan“ mit 

stufenweisen, zeitlich festgelegten Zielvorgaben und daran 

gekoppelter steigender Entwicklungshilfe bei gleichzeitig sinkender 

internationaler Truppenpräsenz. Alle einbezogenen Truppen gehen 

nach radikal veränderter friedensorientierter Strategie vor. 

 

Gesprächspartner von afghanischer Seite für diesen Plan müssen sein:  

1. Regierung Karzai 

2. Bewaffneter Widerstand aus Taliban und HIA (Hezb-i Islami 

Afghanistan) 

3. Nordallianz mit Prof. Rabbani, Saayaf, Fahim, Gen. Dostum 

4. Vertreter sozialer Gruppen: Bauern, Nomaden, Frauen etc. 
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Eine Kurzdefinition des hier vorgeschlagenen Friedensplans 

könnte lauten: 

Mediationsgestützte, multilaterale und multinationale 

Befriedungsbemühung in einem dreistufigen Prozess. 

 

Die Zielvorstellung war eingangs angedeutet worden: 

Friede im Innern und nach außen bei sicherem Exportstopp für 

terroristische Aktivitäten oder Akteure durch eine demokratisch 

legitimierte, souveräne, verantwortungsfähige und verantwortungsvolle 

Regierung. 

 

1.3.1. Bundesregierung muss nicht mit Taliban 

verhandeln 

 Es ist absolut nicht notwendig – und auch nicht ratsam – dass 

eine Nato-Regierung offiziell oder inoffiziell mit den Taliban, HIA oder 

anderen Gruppen der bewaffneten Opposition verhandelt, um das dem 

Disengagement Plan vorausgehende Pilotprojekt umsetzungsreif zu 

machen.  

Vielmehr ist für alle Beteiligten durchaus akzeptabel, dass die 

notwendigen Abstimmungen über das Procedere zuvor auf privater 

oder NGO-Basis erfolgen. Am Schluss, exakt kurz vor Beginn der 

Umsetzung des im Folgenden vorgestellten „Pilotprojekts“, das dem 

Disengagement vorangestellt wird, um das ganze Verfahren in einem 

begrenzten Umfeld zu testen, muss dann allerdings eine 

Aktengrundlage geschaffen werden, um alle Beteiligten abzusichern. 

Auch hier gilt jedoch, dass der diplomatische Aufwand und der Rang 

der Zusicherungen nur so hoch wie nötig angesetzt werden. Allerdings 

müssen alle afghanischen Teilnehmer, Karzai, Mullah Omar, 

Hekmatyar, Fahim, sich schon im Pilotprojekt schriftlich verpflichten. 
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1.3.2. Zeitplan: mit Blick auf Veränderungen in USA 

Der Beginn der Umsetzung des Pilotprojekts wird absichtlich vor 

die US-Wahlen gelegt, um sicherzustellen, dass die Chance auf positive 

Erfahrungen damit bei Amtsantritt der neuen US-Administration 

gewahrt bleibt. Damit wären Fakten geschaffen, die auch eine neue 

Administration erst einmal akzeptieren müsste. Hintergrund ist die 

Erfahrung und die Befürchtung, dass weiteres Abwarten a) die Taliban 

bis zur vollendeten Niederlage der Nato vom Verhandlungstisch 

wegtreibt und b) auch eine neue US-Regierung sich zunächst hartleibig 

zeigt, um nicht gleich zu Anfang als schwach und nachgiebig zu 

erscheinen. 
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2. Vorstellung: Pilotprojekt und Disengagement Plan 

2.1. Auswahl der Pilotprovinz 

Den Einstieg bildet ein Pilotprojekt, das in einer ausgewählten 

Provinz mit nicht zu geringem Widerstandsaufkommen die 

grundsätzliche Bereitschaft und Fähigkeit aller Beteiligten für den 

gesamten Prozess beispielhaft und praktisch erprobt. 

Auf Grund der spezifischen Situation im Rahmen von OEF- und 

ISAF-Funktionen ist vorzugsweise innerhalb des deutschen 

Verantwortungsbereichs in Afghanistan diese geeignete Provinz 

auszusuchen, in der das Pilotprojekt beginnen könnte. Denn es 

erscheint kaum denkbar, dass andere Nato-Staaten den vorliegenden 

Friedensplan anwenden, solange nicht einmal die eigene Regierung des 

Autors sich dazu entschließen konnte. Jedoch ist der Friedensplan 

selbstverständlich auch in jeder anderen Provinz des Landes 

durchführbar. Dabei darf nicht mit ruhigeren Provinzen begonnen 

werden, sondern es muss bereits ein gewisses Mindestmaß an 

Widerstandsaktivitäten vorhanden sein, um nach Anlaufen des 

Pilotprojekts eine aussagekräftige Beruhigungswirkung nachweisen zu 

können. In Nordafghanistan, im deutschen Verantwortungsbereich, 

kann dies nur die Provinz Kunduz sein. Diese ist charakterisiert durch: 

 die relativ höchste Anzahl an Zwischenfällen in Nordafghanistan, 

 ethnische Probleme zwischen Paschtunen, Tadschiken und Uzbeken, 

 die Präsenz eines Drogenwarlords (Fahim) in der Nähe mit einer 

Truppenstärke zwischen 3000 und 10 000 Mann, 

 ein hohes Aufkommen an Heroinexporten (Durchgangsgebiet). 

 

2.2. Pilotprojekt: Grundlagen 

1. Keine Aktionen oder Vorbereitungen von Aktionen durch den 

Widerstand. 

2. Rückkehrrecht für alle Flüchtlinge. 

3. Keine Aktionen/Repressionen durch staatliche Institutionen, 

Warlords oder Besatzungstruppen. 
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4. Sofortige kräftige Aufstockung der Entwicklungshilfe sowie eventuell 

deren strategische Ausrichtung/Neuordnung.5 

 

2.3. Beauftragter für den Friedensplan 

Personell wird das Verfahren getragen durch einen Beauftragten für 

den Friedensplan, der zunächst in einer Provinz das Projekt in Gang 

setzt. Der Beauftragte lebt und arbeitet dauerhaft in Afghanistan. Er 

führt seine Arbeit von einem eigenen Standort seiner Wahl aus, unter 

Umständen und mit Mitarbeitern, die er frei bestimmt. Ihm zur 

Verfügung stehen unter anderem für jeden der sieben Distrikte der 

Provinz Kunduz ein Beauftragter für den Distrikt, der verantwortlich die 

Tagesarbeit leistet und seinerseits zwei Assistenten erhält. Für die 

meisten anfallenden Projektarbeiten können zusätzliche Arbeitskräfte 

zugezogen werden. 

Zusätzlich gibt es zwei feste Projektgruppen mit Standort in der 

Stadt Kunduz, je eine für politische und eine für interethnische Fragen. 

Drogenboss Fahim zum Beispiel rangiert hier als politische 

Fragestellung. 

 

Den Einstieg in das Pilotprojekt bilden wie angedeutet zahlreiche 

nicht-offizielle bilaterale Gespräche mit den Beteiligten aus der u. a. 

Lederach-Pyramide (Level 1), in der alle anstehenden Probleme zu 

klären sind. Diese Vorphase muss finanziert werden – und das kann 

nur durch eine potente NGO geschehen, die bereits in der 

Vergangenheit hohe Regierungs-Zuwendungen erhalten hat. Die GTZ 

kommt als zu regierungsnah selbstverständlich nicht in Frage. Das 

wichtigste Arbeitsgremium ergibt sich aus den Beteiligten der u. a. 

Lederach-Pyramide, Level 2. 

                                    
5 Eine solche Neuordnung habe ich im Herbst 2002 im Auftrag des 

Gouverneurs der Provinz Nangarhar erstmals in Afghanistan in einer 

viertägigen Findungskonferenz mit der gesamten Provinzregierung 

durchgeführt. Soforterfolg damals: Zusatzmittel in Höhe von 20 Mio. US-

Dollar. 
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Das Pilotprojekt läuft ein Jahr lang in einer Provinz, danach 

münden alle Aktivitäten in den größeren Disengagement Plan, der 

zunächst neben Kunduz 12 weitere Provinzen Afghanistans erfasst. 

Jede Provinz durchläuft dabei drei Entwicklungsstufen, die jeweils nur 

erreicht werden, solange der Frieden hält: 

Jahr 1: Befriedung 

Beginn der Rückkehr der Flüchtlinge; landesübliche Bewaffnung zur 

persönlichen Selbstverteidigung wird geduldet (und kontrolliert), 

Kampfvorbereitungen werden nicht geduldet; dreifach höhere 

Entwicklungshilfe; Ende jeglicher politischer Unterdrückung; Ende aller 

OEF/ISAF-Aktivitäten, solange der Widerstand den Frieden hält; 

Vermeidung von Provokationen, Start vertrauensbildender und 

Mediationsmaßnahmen. 

 

2.4. Disengagement Plan 

Jahr 2: Demokratisierung 

Wahlen zur Provinzregierung, schrittweiser Abzug fremder Truppen, 

Fortführung der begonnenen Aktivitäten. Jeglicher 

Beeinflussungsversuch für den Ausgang der Wahlen ist zu unterbinden. 

Dies ist besonders mit dem Widerstand eng abzustimmen. 

Jahr 3: Souveränisierung 

Vollendung des Truppenabzugs, Fortführung der begonnenen 

Aktivitäten. 

Der gesamte Disengagement Plan soll, soweit der Frieden hält, in 

drei Stufen ganz Afghanistan erreichen: 

Stufe 1 (1. Jahr): Pilotprovinz; Vorschlag: Kunduz (Grundsätzlich 

kommt jede Provinz dafür in Frage.) 

Stufe 2 (2. Jahr): Zwölf weitere Provinzen, ohne Gebietsvorgabe, 

jedoch wird angeregt, Gebiete mit deutscher 

Sicherheitsverantwortlichkeit bevorzugt einzubeziehen. 

Stufe 3 (3. Jahr): Ausweitung auf ganz Afghanistan. 
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Rein rechnerisch ergibt sich also, dass das Gesamtprojekt mindestens 

eine Laufzeit von fünf Jahren erreicht, bis alle fremden Truppen 

vollständig abgezogen sind. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Eminent wichtig ist hierbei, dass das Militär in den 

Projektgebieten mit äußerster Zurückhaltung vorgeht, es nimmt hierbei 

eher eine Polizeirolle ein und könnte auch durch derartige Kräfte 

ersetzt werden, wenn die Ausrüstung „stimmt“. 

Kommt es zu ernsten militärischen Widerstandsaktivitäten, so 

wird der Prozess zunächst unterbrochen – wenn sie fortgeführt werden, 

können sie ihn aber auch beenden. Nato-Staaten und andere Mitglieder 

der Anti-Terror-Koalition verpflichten sich, den Prozess weder direkt 

noch indirekt, weder offen noch verdeckt zu: beeinflussen, stören, 

behindern, unterminieren, bremsen, verhindern. 

Der gesamte Prozess wird gestützt durch anfänglich hohe 

Leistungen der Entwicklungshilfe, mindestens das Dreifache der 
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jetzigen Leistungen zusätzlich, die in einem weiteren Fünfjahresplan 

schrittweise auf das weltweit übliche Maß herabgesetzt werden können. 

 

2.5. Umfassende projektbegleitende Mediation 

2.5.1. Grundlagen 

Der Prozess wird begleitet durch umfangreiche 

Mediationsmaßnahmen, wie sie John Paul Lederach6 vorschlägt, der als 

Soziologe, Mediator und Professor für „Peacebuilding“7 international 

Erfahrungen mit diesem Ansatz gesammelt hat. 

Der guten Ordnung halber muss gesagt werden, dass der Einsatz 

von Truppen oder eine gesteigerte Entwicklungshilfe im Verlauf des 

Prozesses nicht Lehrmeinung von Professor Lederach ist, sondern eine 

Adaptierung des Autors von Lederachs Konzept für die hochkomplexen 

afghanischen Verhältnisse darstellt. Der Einsatz von Finanzmitteln im 

Zusammenhang mit Mediation nach Lederach deckt sich mit der 

Lehrmeinung von Professor Dr. Norbert Ropers (Leiter des Berliner 

Berghof-Instituts). 

Dem Mediationsansatz liegt die Definition von Professor Jacob 

Bercovitch8 zugrunde, wonach Mediation 

„ein Prozess des Konfliktmanagements [ist], bezogen auf, aber 

unterschieden von, den Verhandlungen der Parteien selbst, bei 

dem die Konfliktparteien die Unterstützung eines Außenstehenden 

suchen oder das Hilfsangebot eines Außenstehenden annehmen 

(sei er ein Einzelner, eine Organisation, eine Gruppe oder ein 

Staat), um ihre Wahrnehmungen oder ihr Verhalten zu verändern, 

                                    
6 Lederach, John Paul: “Building Peace – Sustainable Reconciliation in Divided 

Societies”, Washington 1997, United States Institute of Peace Press, 

(sämtliche Abbildungen) 
7 Ehemals Harvard-Universität, Cambridge, Mass., jetzt Institutsleiter der 

University of Notre Dame, Notre Dame, Ind. 
8 Bercovitch, Jacob: „Mediation in International Conflict. An overview of 

theory, a review of practice“, 1997, 

http://www.crinfo.org/articlesummary/10043/ 



Pilotprojekt für den Frieden und Disengagement Plan   Christoph R. Hörstel 15 
 

ohne Zuflucht zu physischer Gewalt zu nehmen oder Justizorgane 

anzurufen.“ 

 

Lederach zufolge muss in Afghanistan wegen der langen zeitlichen 

und sachlichen Vorgeschichte der aktuellen Konflikte das Modell der 

Konflikttransformation herangezogen werden. Der Begriff der conflict 

transformation beschreibt einen langfristig und ganzheitlich 

ausgerichteten Prozess, der sich nicht nur mit der Lösung einer akuten 

Krise begnügt, sondern (nach Curle) ebensoviel Zeit für die 

Konfliktbereinigung aufwendet, wie der Gesamtkonflikt schon andauert. 

Diese aufwendige Vorgehensweise ist allein geeignet, nachhaltige 

Erfolge sicherzustellen und enthält „broader social structures, change 

and moving toward a social space open for cooperation, for more just 

relationships and for nonviolent mechanisms for handling conflict, or 

what might be understood as dynamic and increasingly peaceful 

relationship.”9 

 

 Der Einsetzung von Mediationsmaßnahmen in jeder Provinz, die 

am Disengagement Plan teilnimmt, geht selbstverständlich ein 

Konfliktassessment voraus, aus dem Art und Umfang der begleitenden 

Mediationsmaßnahmen ersichtlich werden. 

 

2.5.2. Das System Lederach 

In der Personalpyramide nach Lederach sind an der 

Durchführung des Projekts in Kunduz beteiligt: 

1. im Spitzensegment mindestens folgende Ansprechpartner: Nato, 

Bundesrepublik Deutschland, Zentralregierung in Kabul, Taliban, 

HIA, ex-Verteidigungsminister Fahim. 

2. im Mittelsegment: deutsche Stellen vor Ort, Provinzregierung, 

regionale NGO-Chefs und weitere Notabeln, letztere jedoch nur 

teilweise im Rahmen der offiziellen Ratssitzung (Shura), PRT-Chefs. 

                                    
9 Lederach, in: Rupesinghe (1995), SS. 201f. 
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3. im unteren Segment: Distriktchefs, lokale Stammesgrößen, NGO-

Projektleiter, PRT-Zugführung. 

 

2.5.2.1. Strukturelle Ebene 

Ausgehend von Dugans Konflikttheorie10 entwickelt Lederach 

sein Modell in Bezug auf den Aufbau eines Mediationsansatzes weiter. 

Dabei unterscheidet er die vier Ebenen Konfliktgegenstand, Beziehung, 

Subsystem und System. 

Unter dem Konfliktgegenstand („issue“) versteht Lederach den 

unmittelbaren Streitpunkt, an dem sich der Konflikt entzündet hat. Das 

könnte zum Beispiel ein ungeklärtes Grundstücksproblem in der Stadt  

                                    
10 Dugan, Maire: „A Nested Theory of Conflict“, A Leadership Journal: Women 

in Leadership – Sharing the Vision, Nr. 1 1996, S. 9 – 20. 
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Kunduz sein, bei dem ein 

paschtunischer Interessent auf einen 

Konkurrenten tadschikischer Herkunft trifft, 

der das Haus in Besitz genommen hat. Der 

ständige Streit vor dem Haus hat schon zu 

Ausschreitungen der örtlichen Paschtunen-

Mehrheit gegen tadschikische Einrichtungen 

geführt. Ein auf dieser Ebene ansetzender 

Vermittlungsversuch würde vielleicht ein Moratorium vereinbaren, das 

beide Rechtspositionen zunächst nicht antastet und Zeit für eine 

sachgerechte Klärung schafft. 

Auf der Beziehungsebene (relationship) würde die generelle 

Beziehung zwischen Paschtunen und Tadschiken analysiert und das 

Projektteam angesetzt, das mit geeigneten Maßnahmen Vorurteile 

vermindern und gegenseitige Aufklärung erarbeiten kann, um den 

Konflikt zu entschärfen. 

Auf Systemsebene (system) werden strukturelle Ursachen 

untersucht, die das Verhältnis zwischen Paschtunen und Tadschiken 

belasten können, zum Beispiel eine subtile wirtschaftliche oder 

politische Bevorteilung der einen Gruppe durch das bestehende 

System. Ein Ansatz auf dieser Ebene würde versuchen, diese 

Widersprüche aufzulösen, könnte den unmittelbaren 

Konfliktgegenstand und das daraus erwachsende Gewaltpotenzial aber 

nicht entschärfen. 

Zu diesem Zweck führt Dugan die Ebene des Subsystems ein, 

das systemische Ursachen und den unmittelbaren Konfliktgegenstand 

gleichermaßen angeht. In unserem Beispiel könnte dies eine 

Begegnungswoche der Volksgruppen sein, in der Akteure von 

Begegnungsprojekten mit Arbeitsplätzen in gemeinsamen 

interethnischen Projekten belohnt werden. Abgerundet wird das 

Programm mit ethnisch interaktiven Begegnungen, bei denen Akteure 

vor Publikum in die Rolle der jeweils anderen Ethnie schlüpfen. 
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Wie im Abschnitt zu den Akteuren wird auch im Hinblick auf den 

strukturellen Aspekt die Wichtigkeit aller Ebenen betont, doch 

identifiziert Lederach auch hier die besondere Bedeutung des Ansatzes 

am Mittelbau, also der Beziehungs- und Subsystemsebene, die in ihrer 

Brückenfunktion den größten Beitrag zu einer friedenserhaltenden 

Infrastruktur leisten kann. 

 

2.5.2.2. Zeitachse 

Ohne hier tiefer in die Mediationstheorie einsteigen zu können, 

muss doch auch aus der Sicht von Lederach die Langwierigkeit der 

Konflikttransformation in Betracht gezogen werden; nicht nur der 

Leser, sondern am Ende auch der Steuerzahler verlangt nach ehrlicher 

Information (Zeitachse nach Curle).11 

 

 Krisenintervention: 6 Monate: Pilotprojekt in Kunduz. 

 Vorbereitung und Ausbildung: 1 bis 2 Jahre für intervenierende 

Akteure. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Aktionsrahmen: 5 bis 10 Jahre: Akteure mit persönlicher 

Erinnerung an die Krise erarbeiten Grundlagen und Mechanismen 

für Konflikttransformation. 

                                    
11 Curle, Adam: Making Peace, London, 1971 
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 Gewünschter Zustand: 20 Jahre: Visionäres Programm für 

tiefgreifende Veränderungen auf struktureller und systemischer 

Ebene, erreichbar durch neue Generation. 

 

2.5.2.3. Gesamtrahmen 

Eine kurzfristige Perspektive kann also eine zukunftsfähige 

Transformation eines Konfliktes zwar beginnen, muss aber in 

längerfristige Überlegungen und Vorgehensweisen integriert werden. 

Lederach entwickelt daher sein comprehensive framework, welches 

beide Perspektiven gleichermaßen berücksichtigt. Wichtig ist für ihn 

nicht nur, wie man einen Friedensprozess initiiert, sondern auch, wie 

man ihn aufrecht erhält.12 Dieser integrative Ansatz benötigt auch 

einen entsprechenden Zeitrahmen, welcher beim peacekeeping 

beachtet werden muss. Daher ist es bei einer Vermittlung/Mediation 

wichtig „[...] die Fähigkeit zu entwickeln, die Abläufe der gewünschten 

sozialen Veränderung zu denken.“13  

Die unten abgebildete Graphik zeigt, auf welchen Ebenen die 

verschiedenen Aktivitäten greifen, wobei der Kreis den 

Wirkungsbereich des Pilotprojekts für den Frieden im System Lederach 

markiert. Im Endeffekt umfasst der Wirkungsbereich des Friedensplans 

schließlich das komplette System Lederach. 

Selbstverständlich kann diese Kurzvorstellung eines 

Mediationssystems nicht ein ausformuliertes Konzept ersetzen, das vor 

allem die detaillierte Anwendung auf die Fälle „Kunduz – 12 weitere 

Provinzen –Afghanistan“ enthalten müsste. Für den Moment ist nur 

wichtig: Es gibt genügend Kompetenz, Personal und guten Willen auf 

der Welt, um unter Beachtung afghanischer Eigenheiten und unter 

maßgeblicher Beteiligung afghanischer Fachkräfte eine erfolgreiche  

                                    
12 Lederach, in: Kumar Rupesinghe (Ed.): Conflict Transformation, New York, 

1995, S. 203 
13 Lederach, in: Josef Freise/Eckehard Fricke (Eds.): Die Wahrheit einer 

Absicht ist die Tat: Friedensfachdienste für den Norden und den Süden, 

Idstein, 1997, S. 48 
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Mediationslösung mit einer begeisternden Aufbauleistung der 

Pilotprovinz und der weiteren Friedensplan-Provinzen zu verbinden. 
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3. Strategisierung der Entwicklungshilfe 

Diese Aufbauleistung gliedert sich in vier Stufen, in denen die 

Gesamtleistung der Entwicklungshilfe provinzweise in einen zu 

schaffenden Planungsrahmen einzugliedern ist: 

1. Die Provinzregierung legt in demokratischer Weise strategische 

Ziele für die Entwicklung der Provinz fest und benennt die 

passenden Projekte. Dabei orientiert sich die beteiligte 

Provinzregierung an den geltenden internationalen Konzepten und 

Strategien zur Entwicklung Afghanistans. 

2. Die vorgeschlagenen Projekte werden mit höchster Priorität mit der 

Zentralregierung abgestimmt und die notwendigen Finanzmittel zur 

Verfügung gestellt. 

3. Die Zustimmung der lokalen Bevölkerung wird in eigens 

abzuhaltenden Shuras (= Ratssitzungen) eingeholt. Um die 

Akzeptanz möglichst hoch zu halten, empfiehlt sich ein vertrauens- 

und verständnisbildendes Vorgehen mit allen Beteiligten im Vorfeld 

der Ratsversammlung. 

4. Der Beschluss der lokalen Shura wird an Provinz- und 

Zentralregierung weitergeleitet und dort, wo ein Übereinkommen 

zustande gekommen ist, wird das Projekt durch die üblichen 

Implementierungspartner umgesetzt. 

 

Die Strategisierung der Gesamt-Entwicklungsplanung einer 

Provinz wurde durch Hörstel im Oktober 2002 im Auftrag des 

zuständigen Provinzgouverneurs Haji Din Mohammad in der Provinz 

Nangarhar durchgeführt. Dazu wurde der Rahmen einer viertägigen 

„Strategic Fact Finding Session“ im Beisein des gesamten 

Provinzkabinetts gewählt. Am letzten Tag wurden die Ergebnisse 

einstimmig verabschiedet. Vertreter der UNAMA, von CIMIC, PRT und 

NGOs waren ebenso anwesend wie der Gouverneur selbst. 

In der Folge sagten die mit dem Programm konfrontierten 

Botschaften von 15 Ländern in Kabul spontan US$ 20 Millionen 
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zusätzlicher Aufbauhilfe zu. Trotz vielfältiger Vorstöße wollte jedoch 

keine Institution das Programm auch für andere afghanische Provinzen 

adoptieren oder zumindest in veränderter Form anwenden. 

Entwicklungshilfe am Hindukusch blieb das heillose Durcheinander, das 

es bis heute ist. 
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4. Die Provinz Kunduz14 

Mit Beschluss vom 13. Oktober 2003 verlängerte der 

Weltsicherheitsrat das ISAF-Mandat und erweiterte gleichzeitig, dessen 

Geltungsbereich über die afghanische Hauptstadt Kabul hinaus. Wenige 

Tage später beschloss der Deutsche Bundestag entsprechend ebenfalls 

die Ausweitung des Mandats für den Einsatz der Bundeswehr. Damit 

legte das Parlament die Grundlage für die Entsendung von bis zu 450 

deutschen Soldaten in die nordafghanische Provinz Kunduz, um den 

wirtschaftlichen, politischen und sozialen Wiederaufbauprozess zu 

unterstützen. 

 

4.1. Geographie, Bevölkerung und Geschichte 

Die nordöstliche Provinz Kunduz grenzt im Norden an 

Tadschikistan. Sie teilt sich auf einer Fläche von rund 8000 km2 in 

sieben Distrikte, von denen einer Kunduz heißt, wo die 

Provinzhauptstadt gleichen Namens liegt. Die Einwohnerzahl beträgt 

etwa 800.000, zehn Prozent davon leben in der Provinzhauptstadt.15 

Die ethnische Aufteilung zeigt eine wichtige Anomalie: Inmitten einer 

Mehrheit von Tadschiken und Uzbeken wird die Stadt Kunduz 

mehrheitlich von Paschtunen beherrscht, die Stadt gilt als 

bedeutendste paschtunische Exklave in Nord-Afghanistan, wo die 

Paschtunen eine verfolgte Minderheit darstellen.16 

Seit ihrer Gründung im Jahr 1964 behielt die Provinz Kunduz im 

Laufe der Jahrzehnte ihren Namen und ihre Ausdehnung, während es 

bei anderen Provinzen immer wieder zu Änderungen kam, in der 

Ausdehnung, der Distriktaufteilung oder beim Namen. 

Im Laufe der Geschichte war Kunduz, ebenso wie der gesamte 

Rest des Landes  immer wieder Schauplatz kriegerischer 

                                    
14 In der Literatur finden sich diverse Umschriftweisen des persischen Namens 

ق  Im Folgenden wird die im Sprachgebrauch am häufigsten .زودن

verwendete Form Kunduz benutzt. 
15 http://www.afghanistan-seiten.de/afghanistan/pro4.html#kunduz 
16 Hans Krech, Der Afghanistan-Konflikt 2002-2004, Berlin 2004, S. 35 

http://www.afghanistan-seiten.de/afghanistan/pro4.html#kunduz
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Auseinandersetzungen, sowohl zwischen afghanischen Mudschahedin 

und der Sowjetunion als auch zwischen widerstreitenden Stämmen und 

Volksgruppen. In der Stadt Kunduz hatten die Taliban aufgrund des 

großen paschtunischen Bevölkerungsanteiles einen ihrer 

Hauptstützpunkte in Nordafghanistan eingerichtet, das als 

Einflussgebiet der Nationalen Islamischen Einheitsfront zur Befreiung 

Afghanistans (bekannt als Nordallianz) gilt.17 Auch HIA-Chef Hekmatyar 

stammt aus Kunduz. Unter diesen Umständen war es keine 

Überraschung, dass Kunduz erst im November 2001 dem Ansturm der 

Nordallianz erlag. Der verbissene Kampf um Kunduz hinterließ 

allerdings auch Spuren, vor allem durch Luftangriffe, bei denen 

offenbar auch Uranwaffen zur Anwendung kamen. 

 

4.2. Infrastruktur und ökonomische Faktoren 

US-Bombardements zerstörten 2001 vor allem die soziale 

Infrastruktur, wie Schulen, Brücken, Gemeindewegen, 

Trinkwasseranlagen, Sanitäreinrichtungen etc.. Deren Erneuerung 

sowie Straßenbau gehören deshalb zu den vordringlichen Aufgaben des 

Wiederaufbaus. Während die Stadt Kunduz mit Elektrizität aus 

Tadschikistan beliefert wird, fehlt in weiten Teilen der restlichen 

Provinz die Stromversorgung jedoch vollständig. 

Kunduz verfügt über einen Flughafen, der trotz fortdauernder 

Schäden genutzt wird.18 Ein weiteres Problem, das sich infolge der 

amerikanischen Bombenangriffe stellt, ist eine teilweise 

Kontaminierung der Region durch Uran aus US-Waffen. So zeigen 

Analysen der Urinproben von Menschen, die in der Nähe leben, Uran-

Konzentrationen, die das 4-20fache des Normalwertes betragen. Dies 

führt zu neuen Krankheitsbildern ebenso wie zu Missbildung von 

Neugeborenen. 

                                    
17 Marco Seliger: Zwickmühle Kunduz, in: loyal, Das deutsche Wehrmagazin, 

Nr. 9, Oktober 2003, S. 18-21Seliger, S. 19f. 
18 http://www.afghanistan-seiten.de/afghanistan/pro4.html#kunduz 

http://www.afghanistan-seiten.de/afghanistan/pro4.html#kunduz
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Die Provinz lebt vor allem von Landwirtschaft, wichtigste Erträge 

sind Baumwolle, Reis, Weizen und Melonen auf kleinteiligen 

Anbauflächen. Opiummohn entwickelt sich zu einem wichtigen 

Wirtschaftsfaktor; wenngleich im Gegensatz zu anderen Provinzen in 

der Region relativ wenig Opium angebaut wird, so ist doch in den 

letzten Jahren ein Anstieg des Anbaus und vor allem des Handels zu 

verzeichnen, da die wichtigste Handelsstraße, insbesondere aus der 

östlich gelegenen Provinz Badakhshan, durch Kunduz führt. 

 

4.3. Unsicherheitsfaktoren 

Bis 2005 galt die Provinz Kunduz als relativ sicher, allerdings 

bezeichnete Oberst Patzki, bis August 2006 Kommandeur des 

Provincial Reconstruction Teams (PRT) Kunduz die Lage als 

„angespannt und nicht stabil“19. Dies lässt sich vor allen Dingen durch 

die weiterhin schwache Struktur der Regierungsverwaltung sowie der 

nationalen Sicherheitskräfte (Polizei/ANA) erklären. Rechtsunsicherheit 

und korrupte Gerichtsbarkeit finden sich in Kunduz ebenso wie im Rest 

des Landes. 

Die Provinz gilt zwar als loyal gegenüber der Zentralregierung 

von Hamid Karzai, allerdings hat die Regierung dort kaum Einfluss. Als 

eigentlicher regionaler Machthaber gilt seit 2002 der Tadschike Fahim 

Khan, der als mächtigste Persönlichkeit innerhalb der Nordallianz 

(Nachfolger des als „Löwe von Pandschir“ bei uns bekannt gewordenen 

Ahmad Shah Massoud) nach Ende des Krieges zum zweitstärksten 

Mann in der Übergangsregierung aufstieg. Bis zu den Wahlen 2004 

bekleidete er sowohl das Amt des Verteidigungsministers wie auch das 

des Vizepräsidenten. Seit 2006 ist er nur mehr offizieller Berater der 

Zentralregierung, gilt jedoch als zweit- oder drittgrößter Drogenwarlord 

                                    
19 Colla Schmitz: Kunduz. Das Gesetz des Handelns, in: Y. Magazin der 

Bundweswehr, 09/2006, S. 61 
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des Landes.20 Es muss als sicher angenommen werden, dass Fahim 

diese Stellung nicht ohne Duldung durch die USA erlangen oder 

erhalten konnte. Inzwischen ist außerdem bekannt, dass Fahim nicht 

nur wertvolle Immobilie in Kabul und anderen Städten Afghanistans 

besitzt, sondern auch in London. Fahim unterhält eine eigene Miliz von 

5.000 bis 13.000 Mann (je nach Quelle)21 in den nordöstlichen 

Regionen, geführt von seinem „General“ Muhammad Daud, mit 

Hauptquartier in der Stadt Kunduz. 

Seliger spricht in seinem Beitrag vom „Stabilitätsfaktor Daud“22, 

da das Errichten eines funktionierendes Sicherheitsnetzes nicht ohne 

eine Kooperation mit dem General möglich scheint. Diese tadschikische 

Miliz birgt allerdings die Gefahr, dass sie insbesondere auch dazu dient, 

die Paschtunen in Kunduz sowie die Usbeken im Umland zu 

kontrollieren. So wurden seit Anfang 2002 bereits mehrere tausend 

Paschtunen durch tadschikische Milizen aus der Region vertrieben.  

Auch schwelt ein Konflikt des tadschikischen General Daud mit 

dem usbekischen General Dostum, der seit Jahrzehnten die 

mehrheitlich tadschikische Stadt Mazar-i-Sharif beherrscht. Da das 

Umland von Kunduz traditionell zum Einflussgebiet des Usbekenführers 

gehörte, kam es immer wieder zu Gebietskämpfen. Dieser usbekisch-

tadschikische Machtkampf um Mazar-i-Sharif und Kunduz kann als 

regionaler Hauptkonflikt betrachtet werden.23 Zwar läuft seit 2003 ein 

Entwaffnungsprogramm der Vereinten Nationen in der Region, welches 

versucht, die Milizionäre zu demobilisieren oder in die neue afghanische 

Armee (ANA) zu integrieren. Doch liegen die Erfolge aus bekannten 

Gründen nahe Null. 

Ein weiterer Unsicherheitsfaktor, verbunden mit dem Problem 

der Milizen, ist der Opiumhandel. Wie bereits erwähnt, handelt es sich 

                                    
20 http://en.wikipedia.org/wiki/Afghan_Northern_Alliance 
21 S. Fußnote 17, Seliger, S.28 
22 ibid. 
23 vgl. Fußnote 16, Krech, S. 35/36 

http://en.wikipedia.org/wiki/Afghan_Northern_Alliance
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bei Kunduz nicht um eines der Hauptanbaugebiete Afghanistans. 

Allerdings wird Fahim und Daud nachgesagt, ihre Milizionäre mit Hilfe 

von Drogengeldern zu finanzieren, zum einen durch den Handel der 

durch Kunduz läuft, zum anderen durch den Anbau in der Provinz 

Badakhshan, welche ebenfalls zu ihrem Einflussgebiet zählt. Ein 

Vorgehen gegen den Anbau und Handel ist daher fast unmöglich, da 

diese die Grundlage für den Einfluss der Warlords darstellen. Eine 

Kooperation mit diesen aber scheint für die Aufrechterhaltung der 

Sicherheit von großer Notwendigkeit. Seliger stellt hierzu fest: „Zynisch 

könnte man sagen, solange die Bundeswehr den Drogenhandel nicht 

bekämpft, ist sie in Kunduz wohlbehütet.“24 Mit ähnlichen 

Einschätzungen lässt sich hinter vorgehaltener Hand die deutsche 

Generalität vernehmen. Bedrohungen durch die Taliban wurden daher 

im Mai 2007 nach dem schweren Attentat, das drei deutsche 

Todesopfern forderte, mit den Worten kommentiert: „Das kann sich 

Fahim nicht leisten.“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                                    
24 vgl. Fußnote 17, Seliger, S. 30 
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5. FAQs, Probleme, Reaktionen 

5.1. FAQs 

Erste Reaktionen auf diesen Plan sind häufig Fragen, vor allem 

folgende: 

1. Kann man den Taliban trauen? 

Wenn man der islamischen Bewegung nicht trauen könnte, wäre der 

Autor längst tot – und mit ihm eine Reihe Aufbauhelfer aus 

verschiedensten Ländern, die mit den Taliban gut auskommen. 

2. Halten sich alle Widerständler an die Abmachungen? 

Die größte Widerstandsgruppe sind die Taliban. Sie denken und 

handeln nicht einheitlich, aber der „großen Linie“ wird gefolgt, Taliban 

sind grundsätzlich verlässlich. Diese „große Linie“ gibt Mullah Omar 

nach einer Sitzung des Führungsrates („Rahbari Shura“) vor.  

3. Ist Kunduz nicht zu groß und vielfältig für ein Probeprojekt? 

Wenn bereits zu Beginn Kunduz als zu große Einheit erscheint, wird es 

nicht gelingen, politische Entscheidungsträger von der geplanten 

Ausweitung auf ganz Afghanistan zu überzeugen. Kleinere Einheiten als 

eine ganze Provinz bieten keine ausreichende Grundlage für einen 

aussagefähigen Test des Verfahrens. 

 

Ein öfter erscheinender Einwand betrifft regionale 

Friedensschlüsse. Hierzu ist anzumerken: Jeder Dorfchor übt erst in 

den einzelnen Stimmen, bevor das ganze Ensemble antritt. Das Risiko, 

dass bei einer nationalen Einigung ernste Schwierigkeiten auftauchen, 

ist viel zu groß (siehe oben, Frage 3.). Wir brauchen beiderseits 

vertrauensbildende Maßnahmen. Diese Position wird vom Pilotprojekt 

Kunduz ausgefüllt. 

 

5.2. Probleme des Gesamtplans 

Schwächen des Vorschlags müssen korrekterweise ebenfalls 

benannt werden: 
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1. Der Projektbeginn in einer Provinz ist verloren, wenn nicht rasch 

weitere Fortschritte erzielt werden können. 

2. Der Wille zur Transformation wird hier vorausgesetzt, ist jedoch 

tatsächlich zur Zeit nicht einmal bei allen nationalen Akteuren 

vorhanden (Drogenprofiteure!), geschweige denn bei der Nato. 

3. Wegen der immensen Profite kann das Opium-Problem erst im 

zweiten Jahr des dreijährigen Programms („Demokratisierung“) 

gelöst werden, wenn Aufbau- und Entwicklungshilfe örtlich 

genügend fortgeschritten sind, um Notlagen vermeiden zu können. 

4. Aus diesen zugegebenermaßen gewichtigen Gründen das 

Pilotprojekt und den Disengagement Plan gar nicht erst 

umzusetzen, kann allerdings weit schwerer wiegende Nachteile mit 

sich bringen. 

 

5.2.1. Lederachs Ansatz in der Provinz Kunduz 

Nach Darstellung der Gegebenheiten und Lage der Situation in 

der Provinz Kunduz stellt sich die Frage, inwieweit die vorgestellten 

Aspekte der Theorie Lederachs’ in positiver Weise zum Friedensaufbau 

dieser Provinz beitragen könnten. 

Neben zahlreichen Interventionen, Stellvertreterkriegen und 

militärischen Aktionen externer Akteure in Afghanistan und somit auch 

in der Provinz Kunduz, ist die Provinz hauptsächlich geprägt durch seit 

Jahrzehnte andauernde Konflikte zwischen den verschiedenen 

Stämmen und Volksgruppen, mit dem Hauptkonflikt zwischen den 

usbekischen und tadschikischen Bevölkerungsteilen. Aber auch die 

Taliban stellen ein wachsendes Problem dar, überwiegend in der 

mehrheitlich paschtunischen Stadt Kunduz. Gegen die Taliban hatten 

vor allem Usbeken und Tadschiken gemeinsam in der Nordallianz 

gekämpft.  

Die Wurzeln all dieser Konflikte müssen klar identifiziert werden 

und soziale Strukturen begründet und/oder gefestigt werden, die 
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geeignet und in der Lage sind, diese Differenzen schrittweise zu 

überwinden.  

Insbesondere das Opium-Problem ist durch des Opiumanbaus 

und –handels wird durch den Lederach-Ansatz nicht zu lösen sein. 

Aufgrund des hohen Gewinnes, welchen das Opium einbringt, ist nicht 

anzunehmen, dass die Bevölkerung sich für eine Beendigung des 

Anbaus entscheidet. Dies gilt für Mitglieder auf allen Ebenen der 

Bevölkerung, da alle and dem Geschäft verdienen. Hier scheinen nur 

entwicklungspolitische Hilfe25 oder aber finanzielle Anreize zu einer 

möglichen Lösung führen zu können.  

 

5.2.2. Kurzfristige und längerfristige Perspektiven 

Konkret bedeutet dies, dass eine Lösung akuter Probleme 

einhergehen muss mit einer längerfristigen Planung zur sozialen 

Veränderung des Beziehungssystems der relevanten 

Bevölkerungsgruppen und Stämme in der Provinz Kunduz. Ohne stark 

gesteigerte internationale Aufbauhilfe ist das nicht denkbar. Kurzfristig 

müssen die Leistungen vor allem die zerstörte soziale Infrastruktur 

wieder herstellen, den Zugang zu öffentlichen und privaten 

Dienstleistungen und somit die Lebensbedingungen insgesamt deutlich 

fühlbar verbessern. Bei der Implementierung entsprechender Projekte 

sollten gleich die längerfristigen Perspektiven mit in Betracht gezogen 

werden. Dies bedeutet beispielsweise bei Projekten darauf zu achten, 

dass diese stets ethnisch ausgewogen sind und somit einen Beitrag zur 

Vertrauensbildung und zur lokalen Stabilisierung leisten können.  

 

5.2.3. Infrastruktur und constituency  des Friedens 

Vertrauensbildende Maßnahmen zwischen verfeindeten Gruppen 

müssen alle Ebenen (top leadership, middle range, grassroots) der 

                                    
25 Stichwort: alternative livelihood 
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betroffenen Bevölkerung in den Prozess einbeziehen.26 Warlords wie 

die Generäle Fahim, Daud und Dostum müssen unter vorsichtigem 

internationalem Druck überzeugt werden, friedlich miteinander zu 

leben und dies auch öffentlich offiziell zu erklären. Psychologische 

Arbeit zur Aufarbeitung von Kriegstraumata können hier hilfreich sein, 

aber auch Workshops zur friedlichen Lösung von Konflikten, welche 

Lederach besonders für die zweite Ebene (middle range leaders) 

empfiehlt. 

 Als wichtigster Aspekt für den Aufbau eines anhaltenden 

Friedens sei hier aber das von Lederach beschriebene indigenous 

empowerment hervorgehoben. Die aktive Einbeziehung aller Ebenen 

der Bevölkerung unter Verwendung ortsüblicher Strukturen erscheint 

gerade in einer afghanischen Provinz wie Kunduz von größter 

Bedeutung. Gemeint sind hier insbesondere die Shuren (= 

Ratssitzungen), die in Afghanistan traditionelle und anerkannte Form, 

um Entscheidungen zu fällen und Konflikte zu regeln. Der Rückgriff auf 

diese Ressource vor Ort kann nicht nur zur Lösung von akuten 

Konflikten genutzt werden, sondern auch zur Identifizierung dringender 

Anliegen. Die Nutzung von Shuren erscheint als wirksames Mittel zur 

Stärkung der Eigenverantwortung der Konfliktparteien im 

Friedensaufbau, was die Chancen auf einen nachhaltigen Frieden 

erhöht. 

Anerkannte Shuren können nicht nur die lokale Verwaltung 

stärken, sondern auch Rechtssicherheit und Gerichtsbarkeit. Erst in 

späteren Stadien des Disengagement Plans können die schwachen 

nationalen Sicherheitskräfte (Polizei/ANA) die große Aufgabe einer 

Integration ehemaliger Milizen überhaupt leisten. Beachtet werden 

muss hier allerdings die ausgewogene ethnische Zusammensetzung. 

 

                                    
26 vgl. S. 14 
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5.3. Politische Reaktionen auf den Friedensplan 

Wichtig waren für die Arbeit am Pilotprojekt für den Frieden und 

dem darauf aufbauenden „Disengagement-Plan“ die Begegnungen mit 

Ministerassistenten und anderen Chargen in folgenden Kabuler 

Ministerien: Äußeres, Verteidigung, Finanzen und Landwirtschaft 

(letzteres wegen des hohen Bauernanteils in der Bevölkerung und der 

Notwendigkeit, eine strategisch neu ausgerichtete Entwicklungshilfe 

hier einzusetzen) sowie im Präsidialamt. Alle Reaktionen waren 

eindeutig positiv. Am schwierigsten verlief noch das Treffen mit dem 

stellvertretenden Finanzminister Shahrani, doch gab es auch hier keine 

grundsätzliche Ablehnung.  

Die grundsätzlich positive Haltung Hekmatyars zu Hörstels 

Planungen, wie Ende 2006 schriftlich und videoabgesichert übermittelt, 

markiert einen Wendepunkt. Mitte Dezember signalisierte der offizielle 

Verhandlungspartner Karzais von Seiten der Taliban Hörstel im 

persönlichen Gespräch die Zustimmung. Mitte Januar 2008 sprach sich 

eine große Versammlung von Exil-Afghanen in Hamburg im Beisein 

zweier Bundestagsabgeordneter, die Hörstel im Auftrag der Exil-

Afghanen eingeladen hatte, für Hörstels Plan aus. 

Der von Hörstel mit beratene Vorschlag der „Gruppe Zion“ auf dem 

Sonderparteitag der Grünen im vergangenen Sommer war überaus 

erfolgreich. 

In der politischen Mitte und in der Parlamentarischen Linken der 

SPD-Bundestagsfraktion wächst der Unterstützerkreis. 

 

 

Wir dürfen gespannt sein, wann Bundesregierung und 

bundesweite Medien ihre Zurückhaltung aufgeben. 

 

*** 

 

 


